
(CH-S) Am 16. Oktober 2024 sandte die schweize-
rische «Beobachtungsstelle für Ethik und humani-
täre Gesundheit» (OESH)* einen Brief an alle Stän-
derätinnen und Ständeräte, worin sie aufgefordert 
wurden, den Beschluss des Nationalrats, die Sub-
ventionen für die UNRWA zu streichen, rückgän-
gig zu machen. Die Beobachtungsstelle ist auch 
bestrebt, die humanitäre Tradition unseres Lan-
des und seine positive Ausstrahlung in der Welt zu 
bewahren.

* * *

Sehr geehrte Damen und Herren, 
Sehr geehrte Mitglieder des Ständerates
In seiner Sitzung vom 9. September 2024 hat 
eine Mehrheit des Nationalrates beschlossen, 
die Unterstützung für die UNRWA auszusetzen, 
die bereits vor einigen Monaten halbiert worden 
war. Diese Entscheidung beruhte auf politischen 
Erwägungen, die durch unbegründete Gerüchte 
genährt wurden und nicht auf verlässlichen Fak-
ten oder der realen Notlage einer leidenden Be-
völkerung. Insbesondere basiert sie auf dem ir-
reführenden Argument, dass die UNRWA ein 
Verbündeter der Hamas sei, die für die Gräuelta-
ten vom 7. Oktober 2023 gegen israelische Zivi-
listen verantwortlich ist. Daraus wird der 
Schluss gezogen, dass diese von einem Schwei-
zer Bürger geleitete Organisation der Vereinten 
Nationen eine terroristische Organisation finan-
ziere.

Nach den Anschuldigungen der israelischen 
Regierung, dass Mitarbeiter der Agentur an den 
tödlichen Angriffen vom 7. Oktober beteiligt ge-
wesen seien, forderte die UNO eine Untersu-
chung der Neutralität der Agentur, die – unter 

dem Vorsitz von Catherine Colonna, der ehemali-
gen französischen Aussenministerin – einem un-
abhängigen Ausschuss anvertraut wurde. Der im 
April 2024 dem Generalsekretär übergebene Be-
richt, kommt zum Schluss, dass es keine Bewei-
se für eine Komplizenschaft mit der Hamas gibt: 
«Bis heute hat Israel keine Beweise für die Beteili-
gung von UNO-Mitarbeitern an diesen Angriffen 
vorgelegt.» Zudem wird darin festgestellt: «Die 
UNRWA verfolgt einen neutraleren Ansatz als an-
dere ähnliche Organisationen der Vereinten Nati-
onen oder NGOs.» 

In der Folge dieses Berichts haben Japan, 
Deutschland, Italien, Australien, Kanada und 
Grossbritannien ihre Finanzierung wieder aufge-
nommen.

Unser Ansatz ist nicht politisch im parteipoliti-
schen Sinne, sondern beruht lediglich auf der Ver-
teidigung der Menschenrechte. Wir sind auch be-
strebt, die humanitäre Tradition unseres Landes 
und seine Ausstrahlung in der Welt zu bewahren.

Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Paläs-
tina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) wurde 
am 27. Dezember 1949 offiziell gegründet, um 
Flüchtenden zu helfen, die bei der Gründung des 
Staates Israel und nach späteren Konflikten ge-
flohen oder vertrieben worden waren. Die Grün-
dung dieser Agentur ist das Ergebnis der Annah-
me der Resolution 302 (IV) der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen, die am 8. Dezember 
1949 verabschiedet wurde. Somit hat nur die UN-
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* Die Beobachtungsstelle für Ethik und humanitäre 
Gesundheit (Observatoire Ethique et Santé humani-
taire, OESH) ist ein in der interna�onalen Zusammenar-
beit tä�ger gemeinnütziger Schweizer Verein mit Sitz in 
Neuchâtel. Das Ziel ihrer Ak�vitäten ist es, die aktuellen 
Herausforderungen der humanitären Arbeit im Bereich 
der globalen Gesundheit zu bewäl�gen, indem sie ei-

nen Ort der Auseinandersetzung und des Dialogs bietet, 
um eine öffentliche und wissenscha�liche Deba�e an-
zuregen. Die Beobachtungsstelle wurde 2020 aus der 
Erkenntnis heraus gegründet, dass es für humanitäre 
Akteure immer schwieriger wird, ihre eigentliche Aufga-
be zu erfüllen: als Pflegende den Opfern zu helfen. (Vgl. 
https://oesh.ch/qui-sommes-nous/#continue)
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Generalversammlung die Befugnis, ihr Mandat zu 
ändern oder aufzuheben.

Derzeit beschäftigt die UNRWA etwa 
30000 Personen, überwiegend Palästinenserin-
nen und Palästinenser, und ihr Mandat umfasst 
die Bereiche Bildung, Soziales und Gesundheit. 
Das Hilfswerk leistet Hilfe und Schutz für 5,9 Mil-
lionen registrierte palästinensische Flüchtlinge in 
Jordanien, Syrien, Libanon, im Gaza-Streifen und 
im Westjordanland, einschliesslich Ostjerusalem. 

Diese Information ist wichtig, denn wenn Sie 
die Einstellung der finanziellen Unterstützung 
der Eidgenossenschaft für die UNRWA be-
schliessen, bestrafen Sie nicht nur die Bevölke-
rung des Gaza-Streifens, sondern sämtliche pa-
lästinensischen Flüchtlinge im Nahen Osten.

Um sich von den katastrophalen Auswirkun-
gen dieser Entscheidung auf die Bevölkerung 
von Gaza zu entlasten, behauptet die Mehrheit 
der Nationalrätinnen und Nationalräte, dass die 
Hilfsgüter von Schweizer humanitären NGOs, die 
von der Eidgenossenschaft finanziert werden, 
geliefert würden. Allerdings verfügt keine 
schweizerische NGO über die Mittel, die Experti-
se oder die Kapazitäten, um die UNRWA zu erset-
zen. Selbst der Rote Halbmond, der UNHCR und 
das IKRK können laut ihren eigenen Aussagen 
die UNRWA nicht ersetzen. Selbst Bundesrat Ig-
nazio Cassis sagte, dass ohne die UNRWA die 
Hilfsgüter nicht an die Bevölkerung in Gaza ver-
teilt werden können.

Derzeit erfordert die katastrophale Gesund-
heits- und Ernährungslage, von der 2,2 Millionen 
Menschen betroffen sind – die sich im «Überle-
bensmodus» befinden –, dringend Hilfe, die nur 
das UNRWA zu leisten in der Lage ist.

Der Gazastreifen war früher in Bezug auf Nah-
rungsmittel nahezu autark und produzierte Ge-
müse, Geflügel, Milchprodukte und Obstbäume, 
um seine Bevölkerung zu ernähren. Laut der FAO 
(Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen) sind 96 Prozent der Be-
völkerung im Gaza-Streifen von erheblicher Er-
nährungsunsicherheit betroffen. Sie warnt vor 
dem hohen Risiko einer bevorstehenden Hun-
gersnot.

Nach Angaben des Palästinensischen Roten 
Halbmonds belief sich die Zahl der Todesopfer 
zum Zeitpunkt des Verfassens dieses Briefes 
auf 40 972 Tote, darunter 16 756 Kinder, und 
94 761 Verletzte, darunter mindestens 6168 Kin-
der. In einem Artikel der renommierten internati-
onalen medizinischen Fachzeitschrift The Lan-
cet, der am 9. Juli 2024 erschien, schätzten die 

Autoren die Gesamtzahl der Todesfälle auf etwa 
186 000, weil viele Menschen unter den Trüm-
mern begraben wurden, aber auch wegen man-
gelnder medizinischer Versorgung, fehlendem 
Zugang zu Medikamenten, fehlender Nahrung 
oder wegen der Wasserverschmutzung. 

Auf Initiative der Beobachtungsstelle für Ethik 
und humanitäre Gesundheit fordern die Unter-
zeichnenden aus den Bereichen Wissenschaft, 
Diplomatie und humanitäre Hilfe Sie daher auf, 
mit Ihrer Stimmabgabe den Entscheid des Natio-
nalrats zu kippen und den finanziellen Unterstüt-
zungsbeitrag der Schweiz an die UNRWA wieder 
einzuführen. 
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Ein Junge sitzt in den Trümmern einer zerstörten 
UNRWA-Schule in Nuseirat, Middle Areas. 
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medizinische Projekte in Israel/Palästina.
Ruth Flint, ehemalige Botschafterin der Eidgenossenschaft 
im Libanon (2010–2014).
Janvier de Riedmatten, ehemaliger Vertreter des UNHCR 
in Jordanien, Griechenland, Angola, Kongo, Irak; ehemaliger 
Delegierter des IKRK in Gaza und im Libanon.

Kontakt: 
«Observatoire Ethique et Santé humanitaire» 
Pr Nago Humbert 079 649 07 62
Bianca Franchi 078 850 58 82 

Quelle: https://oesh.ch/lettre-au-conseil-des-etats/, 
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